
Positionspapier der Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes zum Modell einer neuen Ordnung der AK  

 
Die Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes hat sich 
im Rahmen der Vorbereitungen zur 159. Tagung in Fulda mit den Vorstellungen des 
geschäftsführenden Vorstandes über eine novellierte AK-Ordnung auseinander gesetzt. Sie stellt 
diesen Überlegungen in diesem Papier ihre eigenen Vorstellungen gegenüber. 

 
A) Allgemeine Vorbemerkungen 
 
1. Zur Notwendigkeit einer Novellierung 
Gerade eineinhalb Jahre nach Abschluss der letzten Novellierungsrunde der AK-Ordnung geht das 
Papier des geschäftsführenden Vorstandes von der Notwendigkeit einer „stärkeren Berücksichti-
gung der Belange der Sparten und Regionen“ aus und greift damit insbesondere die lautstarken 
Forderungen des KKVD auf. Diese Notwendigkeit wird von der Mitarbeiterseite bestritten. Weder 
wurde über die in der AK vertretenen Krankenhausvertreter die Einrichtung eines eigenen 
Krankenhausausschusses beantragt, noch hat der bereits vorhandene Ausschuss für Kranken- und 
Altenpflege in den letzten beiden Jahren Anlass gesehen, sich zu einem der angeblich wichtigen 
Spartenthemen zusammen zu setzen. Da eine sachliche Notwendigkeit nicht ersichtlich ist, muss 
man davon ausgehen, dass andere Motive die Änderungswünsche entstehen ließen. 
 
2. Zum Zeitpunkt der Novellierung 
Der Zeitpunkt der Novellierung hätte ungünstiger nicht gewählt werden können. Zwischen zwei 
Amtszeiten platziert bleibt weder der amtierenden Kommission noch der künftigen ausreichend Zeit 
für eine sachgerechte Behandlung des Themas. Kandidaten von Dienstgeber- wie Mitarbeiterseite 
wissen nicht, unter welchen Bedingungen sie das angestrebte Amt antreten werden. Zudem läuft 
derzeit eine Änderung der Satzung des Deutschen Caritasverbandes, die gewiss nicht ohne Irritati-
onen bleiben wird. Daneben jetzt noch eine weitere „Baustelle“ AK-Ordnung eröffnen zu wollen, 
wird als nicht klug angesehen. Zudem sind Fragen von Regionalisierung und Sparten  wesentlicher 
und entscheidender Teil der sog. Prozessvereinbarung, auf die sich Dienstgeber- und Mitarbeiter-
seite verständigt haben. Es mutet seltsam an, wenn dieses Kernstück einer Prozessvereinbarung der 
Diskussion der beiden AK-Parteien entzogen und von einem Gremium außerhalb der Kommission 
vor entschieden werden soll. Damit verliert die Prozessvereinbarung ihre Relevanz, vor allem 
wegen der inhaltlichen Verknüpfung mit refinanzierungsrelevanten Eingruppierungs- und 
Vergütungsregelungen.  
 
3. Zum Zeitdruck 
Eine Vorlage der Änderungsvorschläge zur Frühjahrssitzung des Zentralrates und die Inkraftsetzung 
der Neuordnung zum 1. Januar 2005, also mitten während der laufenden Amtszeit der AK, wird als 
unzumutbar bewertet. Das hieße nämlich, dass die Kommission nach gerade 12 Monaten Amtszeit 
sich mehr mit internen und organisatorischen Problemen als mit den ihr eigentlich sachlich 
obliegenden Aufgaben beschäftigen muss. Auf viele Kommissionsmitglieder käme durch die 
Wahrnehmung zusätzlicher Kommissionsämter Mehrfachbelastungen zu, die zu Beginn der 
Amtszeit so nicht vorhersehbar waren. Zu erwarten ist, dass damit ein Rückzug von AK-
Mitgliedern einhergeht. Ein Wechsel der Ordnung sollte daher grundsätzlich zum Amtszeitwechsel 
angestrebt werden. 
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B) Grundsätzliche Überlegungen 
 
In unserem Sozialstaat ist der DCV eine entscheidende Kraft. Damit ist er in den Ausformungen des 
Sozialstaates (Sicherheit der Arbeitsbeziehungen, kulturelle Teilhabe und Risikoabsicherung) 
Maßstab setzend und gestaltend tätig. Deshalb müssen Arbeitsweise und Struktur der Arbeitsrecht-
lichen Kommission mit den sozialpolitischen Überzeugungen des DCV, die wesentlich aus den 
Postulaten der Katholischen Soziallehre hervorgehen, übereinstimmen. 
 
Die Mitarbeiterseite bezweifelt die Richtigkeit der dem Lösungsvorschlag zugrunde liegenden 
These, dass Spartenlösungen nur von Spartenkommissionen und regionale Lösungen nur von 
Regionalkommissionen gefunden und beschlossen werden können. Sie vertritt vielmehr die durch 
Erfahrung gefestigte Meinung, dass die AK bereits bisher sowohl Sparten- wie Regionallösungen 
erarbeitet und beschlossen hat. So sind die Anlagen 2a bis 2d typische Spartenlösungen im Bereich 
Eingruppierung, die Kr- Vergütungstabellen sind spartenspezifisch, die Ost-Vergütungstabellen 
eine typische Regionallösung. Der Vorschlag einer Anlage 2e (Vergütungsgruppe für den 
hauswirtschaftlichen Bereich) fand weder im Ausschuss noch in der Kommission die erforderliche 
Mehrheit.  
 
Finden Anträge der Dienstgeberseite nicht die erforderliche Mehrheit, wird dafür gerne der 
Mitarbeiterseite „Blockadehaltung“ vorgeworfen. (Dass die Dienstgeberseite dieses Instrument 
selbst virtuos zu handhaben weiß, zeigen die bis heute andauernden Erfahrungen mit der gesetz-
widrigen Anlage 18 zu den AVR. Dieses Dienstgeberverhalten hat den Ordnungsgeber jedoch 
mitnichten zu strukturellen Änderungsbemühungen veranlasst, was begründete Zweifel an seiner 
Unparteilichkeit weckt).  
 
Es gibt im Dritten Weg weder Streik noch Aussperrung, doch scheint man diesen Mangel durch 
Drohung mit der Auflösung oder Änderung der AK-Ordnung ausgleichen zu wollen. Wenn diese 
Drohung in dem Bewusstsein erfolgte, über vereinseigene Gremien die Ordnung entsprechend 
manipulieren zu können, würde das deutlich machen, dass die Dienstgeberseite ihren Einfluss auf 
die Gestaltung der Ordnung sehr hoch einschätzt. Sollte das tatsächlich zutreffen, hätte der Dritte 
Weg und seine Gestaltung durch den Ordnungsgeber Caritas ein existenzgefährdendes Glaub-
würdigkeitsproblem. Zeigte es doch, dass man die Ordnung der AK als Möglichkeit betrachtet, die 
eigenen Zwecke und Ziele durch strukturelle Änderungen besser platzieren zu können. Ein 
gelingender Versuch der Dienstgeberseite, ihre fehlende politische Durchsetzungsfähigkeit durch 
Ordnungsänderungen zu Lasten der Mitarbeiterseite zu kompensieren, würde die Mitarbeiterseite 
völlig zu Recht misstrauisch gegen einen derart voreingenommenen und dienstgeberhörigen 
„Ordnungsgeber“ machen. Die Mitarbeiterseite ist daher verwundert, hier auf Seiten des 
geschäftsführenden Vorstandes nicht mehr Sensibilität für diese hochbrisante politische Frage 
vorzufinden.  
 
Halten wir fest: Wenn es bisher nicht mehr regionale oder mehr spartentypische Beschlüsse der AK 
gab, dann weil entweder entsprechende Anträge nicht gestellt wurden oder sie nicht die 
entsprechende Mehrheit fanden. In keinem Fall lag es an angeblichen fehlenden Sparten- oder 
Regionalkommissionen.  
 
C) Eigene Vorschläge 
 
Die Mitarbeiterseite ist der dezidierten Meinung, dass alle sparten- oder regionalspezifischen 
Beschlüsse von der Kommission in ihrer derzeitigen Zusammensetzung und Größe gefasst werden 
können. Sie schlägt vor, lediglich die Arbeitsweise ihrer Ausschüsse zu ändern und diesen einen 
eigenständigen Auftrag zu Beobachtung und Begleitung der Entwicklungen in ihrem spezifischen 
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Bereich zu erteilen. Ausschüsse sollten die Möglichkeit erhalten, aufgrund dieses Auftrages (und 
nicht nur aufgrund von Anträgen oder im Auftrag des Plenums!) Beschlüsse zu erarbeiten und dem 
Plenum zur Beschlussfassung vorzuschlagen. So könnte ein Ausschuss „Neue Bundesländer“ die 
dortige regionale Entwicklung verfolgen und ggf. unter Hinzuziehung örtlicher Fachleute 
entsprechende Anträge erarbeiten. Gleiches gälte für Ausschüsse Krankenhäuser, Jugendhilfe, 
Behindertenhilfe u.ä., die die Entwicklungen in ihren Sparten oder Branchen begleiten. 
 
Eine Ausweitung des Aufgabenbereiches der vorhandenen oder künftiger Ausschüsse würde auf 
elegantere effizientere und kostensparende Weise die anstehenden Aufgaben lösen. Zusätzliche 
Kommissionen erhöhen den Personal- und Abstimmungsbedarf, verkomplizieren durch notwendige 
Übergangs- oder Vorrangregelungen die Ordnungen, schaffen Kompetenzgerangel und Reibungs-
verluste und bieten keinerlei Garantie für eine bessere Arbeit als die bisherige Kommission.  
 
Mit einer Ausweitung des Aufgabenbereiches der Ausschüsse ist natürlich auch eine erhöhte 
Heranziehung der Ausschussmitglieder verbunden, was ebenfalls erhöhte Kosten verursacht. Doch 
diese Kosten werden im Sinne einer verbesserten Effizienz der Kommission aufgebracht und 
finanzieren keine Zersplitterung oder Kompetenzwirrwarr. 
 
Die Mitarbeiterseite hat weiterhin den hohen Anspruch, auch künftig ihre Lösungen in der 
Kommission ohne eine Schlichtung oder gar Zwangsschlichtung zu erarbeiten. Die Beispiele aus 
dem Bereich der verfasst-kirchlichen KODAen ermutigen auch nicht gerade zur Einführung eines 
Schlichtungsverfahrens. Weder wird die Entscheidungsfindung beschleunigt, noch die 
Kompromissfähigkeit gestärkt. Man beobachtet im Gegenteil eine Verschleppung von 
Entscheidungen in den KODAen, in denen die Schlichtungsstelle eingeschaltet wird. Das bloße 
Vorhandensein einer Schlichtung trägt offenbar eher zur Verhärtung der Fronten und zur 
Versteifung der jeweiligen Positionen bei. Der Entscheidungsdruck auf die AK sollte nicht auf 
andere Institutionen verlagert werden. Der Einigungszwang sollte auch weiterhin Gelegenheit 
erhalten, seine sozialen Wirkungen zu entfalten. Eine Schlichtung würde diesen Einigungszwang 
nur schwächen. Und im Vergleich zu den schlichtungsbestückten KODAen kann sich die AK in 
Punkto Qualität und Effizienz durchaus messen lassen. Die äußerst seltene fallweise Anrufung des 
Ältestenrates wird weiterhin als ausreichend angesehen.  
 
D) Weitere Forderungen 
 
Aus Sicht der Mitarbeiterseite stehen andere Probleme zu einer Lösung an. Die wesentlichen seien 
hier kurz aufgelistet. 
 
1. Der DCV und keines seiner Gremien hat bislang kirchenrechtlich die Legitimation, eine KODA-
Ordnung zu erlassen. Hier sollte kirchenrechtlich Klarheit über die Kompetenz geschaffen werden. 
 
2. Die kirchenrechtliche Promulgation von AK-Beschlüssen bedarf einer Vereinfachung und 
Beschleunigung. Insbesondere der Appendix Arbeitsgemeinschaft hat keinerlei rational erklärbare 
Funktion innerhalb des Systems mehr. Das derzeitige Verfahren bei Widerspruch eines Bistums ist 
einzigartig, entmündigt die AK und ist einer KODA unwürdig, da es ihr die originäre Zuständigkeit 
für die Lösung von Problemen entzieht. 
 
3. Eine kirchenrechtlich begründete tarifadäquate Geltung der AVR ist zu fordern, die die bisherige 
einzelvertragliche Inbezugnahme rechtlich tragfähig ablöst. Ebenso ist dafür Sorge zu tragen, dass 
die AVR in der jeweils geltenden Fassung automatisch Bestandteil der Arbeitsverträge sind und nur 
in ausdrücklich tariflich vorgesehenen Fällen einzelvertraglich abbedungen werden können. 
 
4. Ebenso ist vereins- wie kirchenrechtlich sicherzustellen, dass vom jeweiligen Bischof 
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promulgierte AVR-Regelungen automatisch unabdingbarer Bestandteil der AVR-Verträge werden. 
 
5. Daneben sollte nicht versäumt werden, auf allen politischen Ebenen - möglichst im Zusammen-
wirken mit allen anderen Wohlfahrtsverbänden – wegen einer künftigen nachhaltigen Finanzierung 
der sozialen Arbeit vorstellig zu werden. Auf Dauer können volkswirtschaftliche Probleme nicht 
auf betriebswirtschaftlicher Ebene gelöst werden. 
 
 
E) Zusammenfassung 
 
Zusammen fassend herrscht auf der Mitarbeiterseite der Eindruck vor, dass die geplante 
Neuregelung  
 
- inhaltlich unbegründet ist, 
- mehr Probleme schafft als löst, 
- eine erhebliche Erschwernis der Arbeit der AK bewirkt, 
- unnötige Kosten verursacht und 
- keinerlei Garantie für schnellere oder bessere Lösungen mit sich bringt. 
 
Die Mitarbeiterseite ist der Meinung, dass eine erweiterte Kompetenzzuweisung (ohne  
Beschlusskompetenz!) an die bestehenden und/oder noch einzusetzenden Ausschüsse die 
notwendigen Beschlüsse der Gesamtkommission sachgerechter und kostengünstiger zu Stande 
bringt und schlägt entsprechende Änderungen in der Geschäftsordnung der AK vor.  
 
Die Mitarbeiterseite erwartet vom Ordnungsgeber, dass er seiner Kommission und ihrer 
Arbeitsweise Vertrauen entgegenbringt und zu der bestehenden Ordnung steht, auch wenn die 
Lösungsfindung der Schwierigkeit der Materie wegen sich zeitaufwendig gestalten sollte. Das ist 
schließlich der Preis für den erklärten Wunsch der Dienstgeberseite, den BAT als Referenztarif 
verlassen und eigenständige Tarifregelungen (vgl. PIA) schaffen zu wollen. Man kann nicht die 
unausgesprochenen Geschäftsgrundlagen der AK-Arbeit (BAT-Übernahme) verlassen wollen und 
sich dann über den Zeitaufwand und die Schwierigkeiten einer eigenständigen Wegfindung durch 
den Tarifdschungel beschweren.  
 
Die Mitarbeiterseite erwartet hier vom Ordnungsgeber mehr Gelassenheit anstelle einer 
unbegründeten hektischen Betriebsamkeit.  

 
Fulda am 01.10.2003 

 
wbf 
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